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Die Probleme in der Rüstungsbeschaffung bestehen nicht erst seit der 

Gripen-Abstimmung 2014 und der Bodluv-Kaufsistierung 2016. Die 

Gründe dafür sind in verschiedenen Untersuchungsberichten seitens 

Bund in den letzten Jahren untersucht worden. Trotzdem kann bisher noch keine 

grössere Verbesserung festgestellt werden. Die Beschaffungssituation ist prekär 

aufgrund der notwendigen Grossbeschaffungen für die nächsten 20 Jahre. Viele 

grössere Systeme sind bald am Ende ihrer Nutzungsdauer angelangt und nach den 

letzten Misserfolgen bei der Beschaffung von Gripen und Bodluv zeichnet sich ein 

Ressourcenengpass ab.

Das vorliegende Diskussionspapier schlägt Anpassungen im Prozess vor, welche 

das Parlament früher und stärker in die Rüstungsplanung und -beschaffung 

involviert. Denn heute hat das Parlament zwar wenig Einflussmöglichkeit bei 

der Rüstungsplanung, aber es hat die Macht, die Beschaffung am Ende der 

Beschaffungsphase zu blockieren. Die Rüstungsplanung wird aktuell durch 

die Armeeplanung erarbeitet. Durch einen früheren Einbezug des Parlaments 

können das Verständnis des Beschaffungsvorhabens verbessert und frühzeitig 

mehrheitsunfähige Vorhaben (im Volk und Parlament) erkannt und diskutiert 

werden. Maxime soll nicht die Beschleunigung per se sein, sondern Effizienz mit 

grösstmöglicher Trans- 

parenz und sinnvollem 

Einbezug der Legislative. 

Ausserdem soll der Fokus 

verstärkt auf interna- 

tionaler Kooperation 

liegen durch Mass- 

nahmen, welche die 

Attraktivität der Schweiz 

als Kooperationspartnerin erhöhen und die Ermittlung von Kooperationspartnern 

stärker institutionalisieren. Dies soll immer in Einklang mit der Neutralitätspolitik 

geschehen. Die internationale Kooperation und die systematische Prüfung 

aussenpolitischer Implikationen gewinnen aufgrund des Ressourcendrucks und der 

zu erwartenden Grossbeschaffungen im Ausland an Bedeutung. 

Der erste Vorschlag empfiehlt den früheren Einbezug des Parlaments in der 

Fähigkeitsplanung.

Maxime soll nicht die Beschleunigung per se sein, 

sondern Effizienz mit grösstmöglicher Transparenz 

und sinnvollem Einbezug der Legislative. Ausserdem 

soll der Fokus verstärkt auf internationaler Koopera-

tion liegen durch Massnahmen, welche die Attrakti-

vität der Schweiz als Kooperationspartner erhöhen 

und die Ermittlung von Kooperationspartnern stärker 

institutionalisieren. 
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●	� Die Sicherheitspolitischen Kommissionen (SiK) sollen die Arbeiten und 

Entscheide der Armeeplanung bis zur Fähigkeitspriorisierung1 begleiten 

und Inputmöglichkeit erhalten. 

●	� Ein Beratungsgremium von Departementsvertretern (EDA, EDI, EFD, 

EJPD, UVEK, VBS, WBF) und unabhängigen Experten steht der SiK 

beratend zur Seite. 

●	� Das Parlament nimmt den aus der Fähigkeitspriorisierung abgeleiteten 

Masterplan (inkl. Kooperationsmöglichkeiten mit dem Ausland) nach 

Vorberatung der SiK zur Kenntnis. 

Dieser frühe Einbezug und die Transparenz in der Fähigkeitsplanung schaffen 

Vertrauen, stärken das Verständnis seitens der Politik für vorliegende 

Fähigkeitslücken und notwendige Beschaffungen. Ausserdem werden mögliche 

Beschaffungskooperationen frühzeitig erkannt.

Die zweite Empfehlung baut auf dem vorhergehenden Vorschlag auf und orientiert 

sich an dem in Schweden und Dänemark praktizierten Modell des Defence 

Agreement2. Dieses Modell sieht eine Anpassung der heutigen Rüstungsplanung 

und -beschaffung in der Schweiz vor. 

●	� Nach Kenntnisnahme der Fähigkeitspriorisierung und des Masterplans 

durch die SiK bzw. das Parlament sollen neu zu Beginn jeder Legislatur 

die Beschaffungen der nächsten sechs bis acht Jahren - ein sogenannter 

Verteidigungsdeal -  durch eine speziell eingesetzte Beschaffungskom-

mission vorgeschlagen werden. Der Verteidigungsdeal soll u.a. auf dem 

Masterplan und dem Sicherheitspolitischen Bericht basieren.

●	� Die Beschaffungskommission besteht aus einem Vertreter pro 

Parlamentspartei3, Vertretern des EDA, EDI, EFD, EJPD, UVEK, VBS, 

WBF sowie unabhängigen Experten. 

1		  Ausgehend von der Szenarien-Analyse, die u.a. auf der sicherheitspolitischen Umgebung und politi-
schen Direktiven basiert, und Einsatz-Konzepten werden die notwendigen Fähigkeiten ermittelt und danach 
priorisiert.

2		  https://www.clingendael.nl/sites/default/files/Clingendael_Report_Multi-year_%20Defence_%20
Agreements_September2015.pdf

3		  Der Parteivertreter kann auch Mitglied der SiK-N/S sein.
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●	� Der Vorschlag der Beschaffungskommission soll dann seitens Armee- 

planung beurteilt und durch das Parlament in einem einfachen 

Bundesbeschluss genehmigt werden.

●	� Das VBS implementiert dann die freigegebenen Beschaffungen fachlich 

und informiert das Parlament und die Beschaffungskommission punktuell 

respektive laufend über den Status. 

Die Schweiz würde bei diesem Modell nicht nur die Beschaffung effizienter 

gestalten können, sondern würde aufgrund der mehrjährigen Beschaffungsfrei-

gaben auch attraktiver für internationale Beschaffungskooperationen. Mit der 

Bildung einer Beschaffungskommission wäre eine breiter gestützte Vertretung 

der relevanten Stakeholder gewährleistet. Aufgrund der Zusammensetzung 

von Parlamentariern und Departementsvertretern kann die Kommission eine 

Entpolitisierung der Debatte bewirken. Die Genehmigung in Form eines einfachen 

Bundesbeschluss kann ebenfalls zur Entpolitisierung und Stabilität beitragen, 

da der Deal mit den Beschaffungen der nächsten sechs bis acht Jahre nicht dem 

Referendum untersteht. Die Beschaffung beruht auf der Zusammenarbeit und dem 

Fachwissen der Departements- und Parteivertreter in der Beschaffungskommission.

Drittens soll die Schweiz verstärkt in Kooperation mit anderen Staaten - 

vorzugsweise Nachbarstaaten oder neutrale Staaten - Beschaffungen tätigen, 

insbesondere bei der Initialbeschaffung. 

●	� Über die europäische Verteidigungsagentur (EVA) sollen mögliche 

Beschaffungskooperationen ermittelt werden. Es soll geprüft 

werden, inwiefern die Schweizer Armeeplanung die Erarbeitung der 

Fähigkeitsplanung (Capability Development Plan) seitens EVA begleiten 

können. 

●	� Die Schweiz soll ebenfalls prüfen, inwiefern die VBS-Armeeplanung die 

Arbeiten an der NATO Fähigkeitsplanung verfolgen können, um frühzeitig 

Kooperationsmöglichkeiten zu ermitteln. 

Viertens soll die Schweiz bei der Instandhaltung von Rüstungsware vermehrt mit 

Partnerstaaten kooperieren. Die Kooperation senkt die Kosten durch Skaleneffekte 

und vertieft aussenpolitische Beziehungen, was dem Strategiegrundsatz 

„Kooperation, Selbstständigkeit und Engagement“ entsprechen würde.
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isLes problèmes dans l’acquisition d’armement existaient déjà avant la votation 

sur le Gripen en 2014 et la suspension du projet DSA (Bodluv) en 2016. Les 

causes de ces problèmes ont été examinées dans différents rapports de la 

Confédération ces dernières années. Cependant, aucune amélioration sensible n’a 

pu être constatée à ce jour. En raison des acquisitions importantes nécessaires pour 

les vingt prochaines années, la situation est précaire dans ce domaine. Beaucoup 

de systèmes importants ont bientôt atteint la fin de leur durée de vie, et après les 

derniers échecs dans l’acquisition de Gripen et de Bodluv, un manque de ressources 

se profile à l’horizon.

Le présent document de travail propose des ajustements dans le processus, en 

impliquant le Parlement de manière précoce et renforcée dans la planification et 

l’acquisition d’armement. Bien que le Parlement ait aujourd’hui peu de possibilités 

d’influer sur la planification de l’armement, il a le pouvoir de bloquer l’achat à la 

fin de la phase d’acquisition. Actuellement, la planification de l’armement est gérée 

par la planification de l’armée. En impliquant le Parlement de manière précoce 

dans le processus, la compréhension du projet d’acquisition pourrait être améliorée 

et les projets non susceptibles de réunir une majorité (au sein du peuple et du 

Parlement) pourraient être identifiés et discutés à l’avance. Le principe ne doit pas 

être l’accélération en soi, 

mais l’efficacité avec la 

plus grande transparence 

possible ainsi que 

l’implication judicieuse du 

législatif. De plus, l’accent 

devrait être davantage 

mis sur la coopération 

internationale à travers 

des mesures qui rendent la Suisse plus attrayante en tant que partenaire de 

coopération et qui institutionnalisent plus fortement la détermination de ces 

partenaires. Ces mesures doivent toujours être prises conformément à la politique de 

neutralité. La coopération internationale et l’examen systématique des implications 

en matière de politique étrangère gagnent en importance en raison de la pression en 

termes de ressources et des acquisitions importantes prévues à l’étranger.

La première proposition recommande l’implication précoce du Parlement dans la 

planification des capacités.

Le principe ne doit pas être l’accélération en soi, 

mais l’efficacité avec la plus grande transparence 

possible ainsi que l’implication judicieuse du législa-

tif. De plus, l’accent devrait être davantage mis sur la 

coopération internationale à travers des mesures qui 

rendent la Suisse plus attrayante en tant que parte-

naire de coopération et qui institutionnalisent plus 

fortement la détermination de ces partenaires.
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●	� Les Commissions de la politique de sécurité (CPS) doivent accompagner les 

travaux et les décisions de la planification de l’armée jusqu’à la hiérarchisation 

des capacités4, et avoir la possibilité d’apporter des contributions.

●	� Un organe consultatif composé de représentants des départements (DFAE, 

DFI, DFF, DFJP, DETEC, DDPS, DEFR) et d’experts indépendants conseille 

les CPS.

●	� Le Parlement prend connaissance du plan général (y compris les possibilités 

de coopération avec l’étranger) découlant de la hiérarchisation des capacités, 

après consultation préalable des CPS.

Cette implication précoce et la transparence dans la planification des capacités 

inspirent la confiance et renforcent la compréhension du monde politique des 

lacunes existantes en matière de capacités et des acquisitions nécessaires. Toutes 

les coopérations possibles en matière d’acquisition sont ainsi également identifiées 

à l’avance.

La deuxième proposition est construite sur la précédente et est orientée sur le 

modèle de Defence Agreement5  en vigueur en Suède et au Danemark. Ce modèle 

prévoit une adaptation de la planification et de l’acquisition d’armement actuelles 

en Suisse.

●	� Après la prise de connaissance de la hiérarchisation des capacités et du 

plan général par les CPS ou le Parlement, une Commission des acquisitions 

spécialement constituée à cet effet proposera les acquisitions pour les six à 

huit prochaines années (soit un « accord de défense ») au début de chaque 

nouvelle législature. L’accord de défense doit notamment se baser sur le 

plan général et le rapport de politique de sécurité.

●	� La Commission des acquisitions est composée d’un représentant par parti 

parlementaire6, de représentants des DFAE, DFI, DFF, DFJP, DETEC, 

DDPS et DEFR ainsi que d’experts indépendants.

4		  Sur la base de l‘analyse de scénarios, qui se fonde notamment sur l‘environnement de la politique de sé-
curité et les directives politiques, et des concepts de déploiement, les capacités nécessaires sont déterminées 
puis classées par ordre de priorité.

5		  https://www.clingendael.nl/sites/default/files/Clingendael_Report_Multi-year_%20Defence_%20
Agreements_September2015.pdf

6		  Le représentant du parti peut également être membre des CPS-N/E.
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●	� La proposition de la Commission des acquisitions doit ensuite être évaluée 

par la planification de l’armée puis approuvée par le Parlement arrêté 

fédéral simple. 

●	� Le DDPS met ensuite en œuvre les acquisitions approuvées sur le plan 

technique et informe ponctuellement le Parlement et la Commission des 

acquisitions sur l’état d’avancement.

Avec un tel modèle, la Suisse pourrait non seulement organiser les acquisitions de 

manière plus efficace, mais grâce à la validation des achats sur plusieurs années, 

elle serait aussi plus attrayante pour les coopérations internationales en matière 

d’acquisitions. La constitution d’une Commission des acquisitions garantirait une 

représentation plus large des parties prenantes clés. En raison de sa composition, 

parlementaires et représentants des Départements, la commission peut provoquer 

une dépolitisation du débat. L’approbation sous forme de arrêté fédéral simple 

peut également contribuer à la dépolitisation et la stabilité puisque l’accord d’achat 

pour les prochains six à huit ans n’est pas soumis à référendum. L’acquisition 

repose sur la collaboration et les connaissances spécialisées des représentants des 

départements et des partis au sein de la Commission des acquisitions.

Troisièmement, la Suisse devrait collaborer plus étroitement en matière 

d’acquisitions avec d’autres États, de préférence avec les États voisins ou des États 

neutres, surtout pour les acquisitions initiales.

●	� Des coopérations d’acquisition possibles doivent être déterminées par le 

biais de l’agence européenne de défense (AED). Il faut examiner dans quelle 

mesure la planification de l’armée suisse peut accompagner l’élaboration de 

la planification des capacités (Capability Development Plan) de l’AED.

●	� La Suisse doit également évaluer dans quelle mesure la planification de 

l’armée du DDPS peut suivre les travaux de la planification des capacités de 

l’OTAN afin de déterminer les possibilités de coopération à un stade précoce.

Quatrièmement, la Suisse doit davantage coopérer avec des pays partenaires dans 

l’entretien des armements. La coopération réduit les coûts grâce à des économies 

d’échelle et renforce les relations dans le domaine de la politique étrangère, en accord 

avec les principes stratégiques de « coopération, indépendance et engagement ».
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nach dem Kalten Krieg beschafft worden sind. Im 

Bereich der Luftverteidigung wird gar die Fähigkeit 

und das Know-How zur möglichst eigenständigen 

Verteidigung des Luftraums verloren gehen, wenn 

keine Massnahmen getroffen werden. Zudem verur-

sachen die aktuellen Prob-

leme in der Rüstungsbe- 

schaffung hohe Kosten, die 

im Falle einer Sistierung 

nicht kompensiert wer-

den würden. Die Schweiz 

befindet sich somit an 

einem kritischen Punkt 

und die Beschaffungen 

müssen unbedingt erfolgreich aufgegleist werden. 

Grundsätzlich ist das schweizerische Volk der Ar-

mee und ihren Beschaffungsvorhaben gegenüber 

neutral eingestellt; in der ETH Befragung im Jahr 

2016 sprach man sich mehrheitlich für die Beibe-

haltung der Budgethöhe aus.

Parallel dazu verläuft der technologische Wandel 

im Rüstungssektor in hoher Kadenz. Dies kann ins-

besondere für Länder mit Milizarmee-System eine 

Herausforderung darstellen, da die Nutzungsdauer 

von Waffensystemen dort tendenziell länger sein 

kann9. Ein weiterer Aspekt ist die sich wandelnde 

sicherheitspolitische Lage in Europa; der Macht-

wechsel in den USA ist dabei ein zusätzlicher Un-

sicherheitsfaktor. Eine stärkere Verantwortungs-

übernahme für die eigene Sicherheit durch die 

europäischen Staaten wird gefordert und betrifft 

damit - unter Beachtung der Neutralitätspolitik - 

auch die Schweiz.10

9		  Im Gegensatz zu Berufsarmeen mit permanentem und raschem 
Einsatz der Systeme Einsatz der Systeme haben Milizarmeen 
andere Einsatz- und Ausbildungskonzepte mit einer längeren 
Nutzungsdauer von Systemen (Grüter, 2016). 

10		 Tagesanzeiger, 2017
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Die Probleme bei der Rüstungsbeschaffung 

gefährden die Erfüllung des Verteidigungs-

auftrags durch den Staat. Denn durch 

Verzögerungen können Fähigkeitslücken 

bei den Verteidigungskräften entstehen und 

sich vergrössern. Der Erfolgsdruck bei der 

Beschaffung wird sich in den nächsten 20 

Jahren verstärken.

1. Einleitung
 

Die Rüstungsbeschaffung hatte in den letzten 

Jahren einen schweren Stand. Nach dem Abstim-

mungsmisserfolg des Gripen im 2014 sowie der Sis-

tierung von BODLUV im 

2016 ist die Beschaffungs-

politik stärker in den Fo-

kus der Öffentlichkeit ge-

rückt. Doch Probleme gab 

es bereits seit den 1960er 

Jahren mit der Beschaf-

fung des Mirage Kampf-

flugzeugs. Die Gründe für 

die Probleme in der Beschaffung sind vielfältig und 

organisatorischer, prozessualer und strategischer 

Natur. In diversen Untersuchungen wurden die 

Schwachstellen beleuchtet. So wird im letzten Be-

richt der Administrativuntersuchung BODLUV von 

K. Grüter die interne und externe Kommunikation 

als „Achillesferse“ bezeichnet7.

Die Probleme bei der Rüstungsbeschaffung ge-

fährden die Erfüllung des Verteidigungsauftrags 

durch den Staat, denn durch die Verzögerung kön-

nen Fähigkeitslücken bei den Verteidigungskräften 

entstehen und sich vergrössern. Der Erfolgsdruck 

bei der Beschaffung wird sich in den nächsten 

20 Jahren verstärken. Viele wichtige Systeme 

erreichen bis 2030 das Ende ihrer vorgesehenen 

Nutzungsdauer8, u.a. die Kampfflugzeuge F/A-18 

und F-5, der Kampfpanzer Leopard, die Panzer-

haubitze M109, die Aufklärungsfahrzeuge 93 sowie 

die gesamte Flotte der Radschützenpanzer Piranha. 

Es sind vor allem Systeme, die unmittelbar vor oder 

7	  	 Grüter, 2016

8		   Bericht der Expertengruppe Neues Kampfflugzeug, 2017
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Die künftigen Beschaffungen werden einen Einfluss 

auf die Aussenpolitik haben. Denn Rüstungsbe-

schaffungen werden häufig zwischen Regierungen 

abgewickelt und die Mehrzahl der zu ersetzenden 

Systeme in der Schweiz müssen im Ausland erwor-

ben werden. Die Beschaffungen beeinflussen die 

Reputation der Schweiz als verlässlicher Koopera-

tionspartner. Diese ist umso wichtiger, als dass der 

im Sicherheitspolitischen Bericht (SIPOL) 2000 

formulierte strategische Ansatz „Sicherheit durch 

Kooperation“ weiterhin gültig ist, wobei bemerkt 

werden muss, dass er im letzten Bericht abge-

schwächt wurde; der Aspekt der Kooperation wur-

de im SIPOL B 2016 mit den Strategie-Bestandtei-

len Selbstständigkeit und Engagement erweitert.

Das Ziel des vorliegenden Diskussionspapiers ist 

die Ermittlung von Optimierungsmöglichkeiten in 

der Rüstungsbeschaffung, welche die Beschaffung 

effektiver und effizienter gestalten und das Koope-

rationspotenzial mit dem Ausland stärker in den 

Vordergrund stellen. Wichtig ist hierbei, dass die 

Effizienz nicht mit einem Demokratiedefizit erlangt 

wird. Zudem muss die Neutralitätspolitik bei der 

internationalen Kooperation respektiert werden. 

Es wird sowohl die Rüstungsplanung als auch die 

Rüstungsbeschaffung untersucht. Dies aufgrund 

der Abhängigkeit und der Einschätzung, dass die 

Wurzeln der Mängel in der Rüstungsplanung lie-

gen. Denn die Beschaffungen und Kooperationen 

werden inhaltlich in der Fähigkeitspriorisierung 

und dem daraus abgeleiteten Masterplan aufge-

gleist. Der mangelnde Einbezug der Politik in der 

Rüstungsplanung kann das Verständnis für Rüs-

tungsvorhaben schmälern und stellt ein Paradox 

dar, da am Ende der Beschaffungsvorbereitung das 

Tamedia-Grafik Claudia Meisterhans / Quelle: Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

133Panzerhaubitze M109 (1974)

Die Verfallsdaten der Waffen der Schweizer Armee

Wann die wichtigsten Waffensysteme der Luftwaffe und des Heeres erneuert werden müssen

Luftwaffe

Heer

Kamp�et 
F-5 Tiger (1978)

53 24

96

40 Flab-Lenkwaffe Rapier (1984)

5 Fliegerradar 
Taflir (1987)

35mm-Flab-Kanone
(1963)

Leichte Flab-Lenkwaffe 
Stinger (1994)

914Radschützenpanzer Piranha I, II und III (1993)

322Aufklärungsfahrzeug Mowag Eagle (1993)

368Schützenpanzer M113 (1963)

133Panzerhaubitze M109 (1974)

914Radschützenpanzer Piranha I, II und III (1993)

322Aufklärungsfahrzeug Mowag Eagle (1993)

368Schützenpanzer M113 (1963)

30Kamp�et F/A 18 (1998)

134
Kampfpanzer Leopard 
(1987)

15
Transporthelikopter 
Super Puma (1987)

186
Schützenpanzer 2000 

(2003)

Anzahl noch in Betrieb 20Im Einsatz seit (2000)Nutzungsende

2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2029 20302028
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Parlament die Beschaffungen genehmigen muss.

Des Weiteren sind im vorliegenden Papier grös-

sere Beschaffungen, die aktuell im Rahmen von 

Rüstungsprogrammen11 

beantragt werden müssen, 

im Zentrum der Untersu-

chung.

Der Aufbau des Papiers ist 

folgendermassen struk-

turiert: Im ersten Kapitel 

wird die aktuelle Beschaffungspraxis erläutert. Dies 

geschieht mit einem Überblick über die Rahmen-

bedingungen und die Prozessgestaltung. Danach 

werden die aussenpolitischen Aspekte der Beschaf-

fung, die Bedeutung der internationalen Koopera-

tion sowie die aktuellen Kooperationsvorhaben der 

Schweiz beschrieben. Im dritten Kapitel werden 

vier Optimierungsmöglichkeiten der Rüstungsbe-

schaffung vorgeschlagen.

2. Rüstungsbeschaffung 
der Schweiz
 

2.1 Rahmenbedingungen
Bei der Beschaffung bilden die militärischen Be-

dürfnisse den Ausgangspunkt. Die Beschaffung 

sollte sich unter Einhaltung der WTO-Bestimmun-

gen an wirtschaftlichen Prinzipien orientieren und 

eine zeitgerechte Versorgung sowie ausreichende 

Ausrüstung sicherstellen12. Der Ansatz „Design to 

Cost“ beeinflusst die Auswahl der Rüstungsobjek-

te, denn mit den vorhandenen finanziellen Mitteln 

11		 Folgendes gehört ins Rüstungsprogramm: a) erstmalig be-
schaffenes Armeematerial, dessen Typenwahl bedeutende Folgen 
für Armee oder Bund hat b) Armeematerial, welches das jährliche 
Budget u.a. für Erneuerungsbedarf überschreitet.

12	 	 Bundesrat, 2002

soll der grösstmögliche Fähigkeitszuwachs erzielt 

werden. Diese Vorgabe schränkt zwar ein, trägt aber 

zu einer gesunden Finanzpolitik bei. Am Ende der 

Beschaffungsvorbereitung 

erfolgt dann die Freigabe 

des Rüstungsprogramms 

im Parlament per einfa-

chen Bundesbeschluss, 

d.h. die Referendumsmög-

lichkeit ist ausgeschlossen.

Der Bundesrat anerkennt13, dass die Schweiz vom 

Ausland abhängig ist bei Rüstungsgütern. Schwei-

zer Eigenentwicklungen bilden eine Ausnahme14 

und kommen nur in Frage, wenn alternative Lö-

sungen weniger wirtschaftlich sind15. Aber auch in 

Bereichen mit entwickelten Schweizer Produktions-

kapazitäten bezeichnet der Bundesrat einen Allein-

gang ohne ausländische Kooperation als techno-

logisch und wirtschaftlich unmöglich16.  Gemäss 

dem SECO waren die Schweizer Rüstungsexporte 

im 2016 schwergewichtig den Materialkategorien 

Hand- und Faustfeuerwaffen jeglichen Kalibers, 

Waffen jeglichen Kalibers, Munition, Feuerleitein-

richtungen, Panzer- und andere Landfahrzeuge, mi-

litärische Explosiv-, Brenn- und Treibstoffe sowie 

bemannte und unbemannte Luftfahrzeuge zuzu-

ordnen. Eine auf Schweizer Bedürfnissen massge- 

schneiderte Anpassung von Rüstungsmaterialien 

sei aus Wirtschaftlichkeitsgründen zu vermeiden 

und der Kauf ab Stange kombiniert mit Offset-Po-

13	 	 Bundesrat, 2010a

14	 	 Gemäss Expertenbericht Kampfflugzeuge ist eine inländische 
Entwicklung und Produktion der wichtigsten Komponenten eines 
modernen Kampfflugzeugs in den nächsten Jahrzehnten nicht 
mehr möglich. Das Know-How fehlt und aufgrund der Grösse und 
Komplexität können nur noch grosse Konzerne mit staatlicher 
Unterstützung oder internationale Konsortien Kampfflugzeuge 
entwickeln. 

15	 	 Bundesrat, 2002

16	 	 Bundesrat, 2010a

Bei der Beschaffung bilden die militärischen 

Bedürfnisse den Ausgangspunkt. Die Be-

schaffung sollte sich unter Einhaltung der 

WTO-Bestimmungen an wirtschaftlichen 

Prinzipien orientieren und eine zeitgerechte 

Versorgung sowie ausreichende Ausrüstung 

sicherstellen .
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licy werde angestrebt17. Mit Offset-Policy ist die 

indirekte Beteiligung der Schweizer Industrie bei 

Auslandbeschaffungen gemeint. Der ausländische 

Hersteller ist dazu angehalten, der Schweizer Indus-

trie Aufträge aus seinem Einflussbereich zu erteilen 

oder ihr Zugang zu solchen Aufträgen zu verschaf-

fen18. Im Bericht der Expertengruppe Kampfflug-

zeuge wird die Prognose gestellt, dass die Sicher-

stellung der materiellen Interoperabilität sowie die 

rasante Technologieentwicklung zu einer Abnahme 

von Schweizer Rüstungsprojekten führen werden. 

Trotzdem soll eine inländische Industriebasis in 

spezifischen Bereichen gestärkt und aufrecht erhal-

ten werden19, was aber nicht weiter erläutert wird.

Trotz der notwendigen Beschaffung im Ausland 

gelten im Bereich der internationalen Kooperation 

weiterhin die Rahmenbedingungen der Neutrali-

tätspolitik20.

2.2 Prozess
Im Beschaffungsprozess gibt es folgende Stakehol-

der: Bundesrat, ArmaSuisse, Chef der Armee, Ar-

meeplanung, Parlament, die sicherheitspolitischen 

Kommissionen (SiK), die Finanzkommissionen 

(FK) des National -und Ständerates sowie die Rüs-

tungsindustrie.

In der Fähigkeitsplanung erarbeitet die Armee-

planung im Masterplan, ausgehend von der Fähig-

keitspriorisierung, die integral abgestimmten kurz- 

und mittelfristigen Massnahmen in den Bereichen 

Doktrin, Unternehmensentwicklung, Organisation, 

Ausbildung, Material, Personal, Finanzen, Infra-

17	 	 Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrats, 2008

18	 	 Eidgenössische Finanzkontrolle 2008

19	 	 Bundesrat, 2010a

20 	 Bundesrat, 2002

struktur und Sicherheit. Der Masterplan zeigt die 

Stossrichtung der Beschaffungen der nächsten acht 

Jahre bzw. neu 16 Jahre auf und wird jährlich aktu-

alisiert21. Die kurzfristigen Investitionsschwerpunk-

te werden daraus abgeleitet und dem Vorsteher des 

Departements für Verteidigung, Bevölkerungs- 

schutz und Sport (VBS) zur Freigabe unterbreitet. 

Darauf basierend wird dann eine Bedürfnisanalyse 

erarbeitet und die Investitions- und Betriebskosten 

sowie die fähigkeitsbasierenden militärischen An-

forderungen ermittelt. Seitens der Beschaffungs-

behörde ArmaSuisse, welche als Bundesamt für 

Rüstung Auftragnehmerin und Bindeglied zur In-

dustrie ist, werden die ersten Kosten - und Nutz-

eninputs geliefert. 

Für die Finanzierung und Freigabe der nächsten 

Schritte der Beschaffungsvorbereitung wird der 

Zahlungskredit für Projektierung, Erprobung und 

Beschaffungsvorbereitung (PEB) beim Parlament 

beantragt. Nach Freigabe erfolgt der Projektauftrag 

der Armeeplanung zuhanden ArmaSuisse und mit 

der Ausschreibung wird das Evaluationsverfahren 

ausgelöst. In einem ersten Schritt, der Vorevalua-

tion, wird eine Longlist an Systemen, die in Frage 

kommen, erstellt. Nach technischen und kommer-

ziellen Abklärungen wird die Liste möglicher An- 

bieter reduziert auf eine Shortlist, zumeist mit maxi-

mal drei Anbietern. In einem zweiten Schritt werden 

die Systeme dann getestet und kommerziell geprüft.

Bei erfolgreicher Prüfung wird die Truppentaug-

lichkeit deklariert und auf Antrag des Chefs der 

Armee und des Rüstungschefs fällt der Departe-

mentsvorsteher des VBS die Typenwahl. Sobald die 

Beschaffungsreife ausgerufen werden kann, wird 

21	 	 Bericht der Expertengruppe Neues Kampfflugzeug, 2017
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die Beschaffung durch den Bundesrat im jährlichen 

Rüstungsprogramm verabschiedet. Das Rüstungs-

programm wird jeweils durch die Sicherheitspoli-

tischen Kommissionen (SiK) beider Kammern vor-

beraten und mit einem Antrag beschlossen, bevor 

es im Parlament zur 

Freigabe beantragt wird. 

Dieser letzte Schritt, von 

der Ausarbeitung des 

Rüstungsprogramms bis 

zur Freigabe im Parla-

ment, dauert rund anderthalb Jahre. Nach der Ge-

nehmigung im Parlament erfolgt die Beschaffung in 

der Verantwortung von ArmaSuisse.

2.3 Aussenpolitische Implikationen
Die Mehrheit der aktuellen Schweizer Beschaf-

fungen sind Importe. Komplexe Rüstungsgüter 

enthalten zumeist Komponenten aus dem Aus- 

land. Dies wird sich auch in der Zukunft nicht än-

dern. Eine rüstungs- und verteidigungspolitische 

Autarkie wird daher auch als „undenkbar“ bezeich-

net22. Die Rüstungsbeschaffung im Ausland hat ei-

nen Einfluss auf die aussenpolitischen Beziehungen 

der Schweiz. Der Rüstungsmarkt ist ein national 

abgeschotteter Markt und der Rüstungseinkauf ist 

mehrheitlich ein zwischenstaatliches und mit ho-

hen Geldsummen verbundenes Geschäft. Die Ver-

knüpfung mit der Aussenpolitik wird in den Geset-

zesartikeln zur Rüstungskooperation verlangt.

Dies findet in der Praxis aber selten statt23. Die Rüs-

tungs-Rahmenabkommen bei solchen Kooperatio-

nen haben einen symbolischen Stellenwert in den 

22	 Bundesrat, 2002

23	 Parlamentarische Verwaltungskontrolle, 2015

Beziehungen der Schweiz zum jeweiligen Staat24. 

Es bestehen mittlerweile mit allen Nachbarstaaten 

(exkl. Liechtenstein) Rahmenabkommen und mit 

vereinzelten Ländern noch zusätzliche Koopera-

tionsverträge. Bei einem Rüstungskauf im Ausland 

geht man eine langfris-

tige Beziehung ein, da 

der Lebenszyklus der 

Ware einen weiten Zeit- 

horizont hat. 

Im Gegensatz zu den Exporten gibt es keine Rüs-

tungsimportstrategie mit Fokus auf aussenpoliti-

sche Überlegungen. Gemäss dem Bundesrat wür-

de dies den sicherheitspolitischen Interessen der 

Schweiz sowie dem Wirtschaftlichkeitsprinzip wi-

dersprechen. Denn der Handlungsspielraum würde 

eingeschränkt, die Beschaffung verteuert oder die 

Qualität der Rüstungsware vermindert25. 

Bei Beschaffungen aus politisch umstrittenen Län-

dern sind das Staatssekretariats für Wirtschaft 

(SECO) und der Bereich Sicherheitspolitik des VBS 

für eine fallweise Prüfung einzubeziehen26.

2.4 Aussenpolitische Kooperation
Die internationale Kooperation in der Rüstungs-

beschaffung wird in den Grundlagendokumenten 

nur am Rande explizit erwähnt. Im heutigen Be-

schaffungsprozess werden mögliche Kooperations- 

projekte jeweils durch das Beschaffungs- und 

Technologiezentrum (ArmaSuisse) ermittelt. Die 

internationalen Kooperationsmöglichkeiten sollen 

gemäss Grundsätzen der Rüstungspolitik bei der 

24	 Parlamentarische Verwaltungskontrolle, 2015

25	 Bundesrat, 2008

26	 Bundesrat, 2010c

Die Mehrheit der aktuellen Schweizer Beschaf-

fungen sind Importe. Komplexe Rüstungsgüter 

enthalten zumeist Komponenten aus dem Aus-

land. Dies wird sich auch in der Zukunft nicht 

ändern.
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In der Botschaft zur Weiterentwicklung der 

Armee (WEA) wird die internationale militä-

rische Zusammenarbeit als Option angese-

hen, wenn sie mit der Neutralität vereinbar 

ist und u.a. Effizienz und Wirksamkeit der 

Armee bei der Ausrüstung stärkt . 

Die internationale Kooperation in der 

Rüstungsbeschaffung wird in den Grund-

lagendokumenten nur am Rande explizit 

erwähnt. 

Rüstungs- und Beschaffungsplanung abgeklärt 

werden. Damit ArmaSuisse an internationalen Be-

schaffungsprojekten teilnehmen kann, ist bei Be-

darf gar die Anpassung der Rechtsgrundlagen vor-

stellbar27.

Im Einklang mit der sicherheitspolitischen Grund-

strategie „Kooperation, Selbstständigkeit und 

Engagement“ werden 

in diversen Grundlagen-

dokumenten die interna-

tionale Kooperation im 

Bereich der Ausrüstung 

sowie die Interoperabilität hervorgehoben. Nebst 

der bilateralen Zusammenarbeit mit Partnerstaaten 

werden internationale Gremien im Rüstungsbe-

reich als weitere Austausch-Kanäle genannt28.

Die Nutzung der gleichen Materialien kann Inter-

operabilität, das heisst die Fähigkeit mit anderen 

Staaten militärisch zusammenzuarbeiten, mit den 

Partnerstaaten erleichtern. Gemäss SIPOL B soll 

die Schweizer Armee für den Fall eines bewaffneten 

Angriffs zur Selbststän-

digkeit und Kooperation 

mit anderen Staaten fähig 

sein, was Interoperabilität 

voraussetze.29 Die Inter-

operabilität wird auch in 

den Grundsätzen der Rüs-

tungspolitik befürwortet30. So wird verlangt, dass die 

materielle Ausrüstung der Armee vermehrt mit der-

jenigen der Nachbarstaaten und anderen Partner-

27		 Bundesrat, 2002

28	 Bundesrat, 2002

29	 Eidgenössisches Departement für Verteidigung, Bevölke-
rungsschutz und Sport VBS, 2016

30	 Bundesrat, 2002

staaten kompatibel ist. Der Bundesrat empfiehlt im 

Dokument Grundsätze für die Rüstungspolitik des 

VBS, dass die Schweiz eine Strategie intensiverer 

internationaler Rüstungskooperationen verfolgt, 

welche die Versorgung mit Schlüsselkomponenten 

auch in ausserordentlichen Lagen erleichtert31. In 

der Botschaft zur Weiterentwicklung der Armee 

(WEA) wird die internationale militärische Zu-

sammenarbeit als Option 

angesehen, wenn sie mit 

der Neutralität vereinbar 

ist und u.a. Effizienz und 

Wirksamkeit der Armee 

bei der Ausrüstung stärkt32. 

Das Ziel einer gesteigerten Wirtschaftlichkeit ist in 

den Grundlagendokumenten zu internationaler 

Rüstungskooperation ebenfalls prominent verankert.

2.5 Aktuelle Kooperationen 
im Rüstungsbereich
Mit allen Nachbarstaaten, ausser Liechtenstein, 

bestehen Rüstungsrahmenabkommen. Eine Be- 

schaffungskooperation 

existiert aber nur mit Finn-

land. Dort besteht eine 

Absichtserklärung bei der 

Ersatzteilbeschaffung der 

F/A18; in Einzelfällen wur-

den bereits Ersatzteile für 

die F/A-18 Flieger ausgetauscht. Ebenfalls in Über-

legung ist die temporäre gemeinsame Nutzung 

eines österreichischen Hercules Transportfliegers, 

bis die Schweiz den Beschluss zur Ersatzbeschaf-

fung gefasst hat33.

31		 Bundesrat, 2010a

32	 Bundesrat, 2014

33	 http://www.bundesheer.at/cms/artikel.php?ID=7681
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Die Schweiz ist Mitglied in fünf multinationalen 

Nutzergruppen. In Nutzergruppen sind Länder ver-

bunden, welche dasselbe Rüstungsgut besitzen. De-

ren Ziel ist primär der Erfahrungsaustausch. Es exis-

tieren aktuell vier Vereinbarungen mit insgesamt 15 

Staaten für die folgenden Waffensysteme: F/A 18, 

Piranha, Kampfpanzer Leopard 2 und CV 9034.

Auf multilateraler Ebene gibt es mit der Europäi-

schen Verteidigungsagentur (EVA) ein Gremium 

mit Schweizer Beteiligung, welches u.a. bei der Ko-

ordination nationaler Rüstungspläne mitwirken 

kann. Die EVA identifiziert und koordiniert allfälli-

ge Kooperationen im Rüstungsbereich. Die Schweiz 

hat seit dem Abschluss des Rahmenabkommens 

mit der Europäischen Verteidigungsagentur im 

2012 aber noch an keiner Beschaffungskooperation 

teilgenommen; lediglich in einem Studienprojekt 

ist bisher seitens der Schweiz kooperiert worden. 

In der Collaborative Database (CODABA) der EVA 

sind zumindest die Beschaffungspläne und das 

aktuelle Arsenal der Schweiz hinterlegt35.

2.6 Herausforderungen 
bei der Rüstungsbeschaffung
Einbezug der Legislative 

Im heutigen Beschaffungsprozess kann das Parla-

ment eine Beschaffung nach jahrelanger Vorberei-

tung bei der Behandlung des Rüstungsprogramms 

stoppen oder verzögern und dies, obwohl es in der 

Fähigkeitsplanung beispielsweise bei der abschlies-

senden Erarbeitung des Masterplans, der die kurz-

und mittelfristigen Beschaffungen aufgleist, nicht 

involviert ist. Der Masterplan wird isoliert entwi-

ckelt durch das VBS; die SiK werden über den In-

34	 Parlamentarische Verwaltungskontrolle, 2015

35	 https://www.eda.europa.eu/what-we-do/activities/activi-
ties-search/collaborative-database 

halt informiert, was aber nicht mit nachfolgenden 

Entscheidungen verbunden ist. 

Aufgrund des späten Einbezugs des Parlaments bei 

Rüstungsbeschaffungen fehlt teils die Transparenz 

und die Nachvollziehbarkeit. Mangelnde Transpa-

renz kann ein Klima der Ablehnung in der Bevölke-

rung schaffen36. Zudem werden allfällige politische 

Unklarheiten und Uneinigkeiten nicht frühzeitig 

erkannt und angegangen. Als Konsequenz können 

Beschaffungsanträge auch nach langjähriger Vor-

bereitungsarbeit teilweise auf nur ungenügende 

Unterstützung im Parlament und im Volk zählen. 

Im schlimmsten Fall können Beschaffungsbemü-

hungen dann um Jahre zurückgeworfen werden. 

Der zu späte Einbezug der Politik wurde auch be-

reits durch die Armeeführung anerkannt37. In den 

letzten Jahren hat sich die Informationspolitik in 

der Beschaffungspraxis verbessert. Seit der Zah-

lungskredit für PEB neu in der Armeebotschaft zu-

sammen mit dem Rüstungsprogramm beim Parla-

ment beantragt wird, hat sich die Übersicht über 

die Beschaffungen für das Parlament verbessert. 

Zudem informiert das VBS nun jährlich über den 

aktuellen Stand der Beschaffungen.

Beschaffungskooperation

Der hohe Ausrüstungs- und Erneuerungsbedarf der 

Armee in den 2020er und 2030er Jahren wird die 

knappe Ressourcensituation (personell und finan-

ziell) verschärfen. Trotz der Deklarationen in den 

Grundlagendokumenten sind bisher fast keine Be-

schaffungskooperationen eingegangen worden. In 

der Beschaffungsstrategie für das VBS wird aber 

36	  Strunz, Herbert and Breunig, Alexander (2011): 
Rüstungspolitik. Peter Lang. 

37	 	 https://www.nzz.ch/schweiz/der-luftwaffenchef-hat-mein-
vertrauen-1.18722750
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eine stärkere Nutzung von Kooperationen bei Ini-

tialbeschaffungen angestrebt, um die Position von 

ArmaSuisse auf den Be-

schaffungsmärkten zu 

stärken38. Die Rüstungs- 

kooperation kann bei 

anhaltender Ressourcenknappheit und einer Ver-

schlechterung der Sicherheitslage gar zu einer Not-

wendigkeit werden.

Koordination mit der Aussenpolitik

Aussenpolitische Überlegungen sind nicht stark im 

Beschaffungsprozess verankert. Als Ziel internatio-

naler Kooperation wird die 

Steigerung der Wirtschaft-

lichkeit hervorgehoben, 

während die Stärkung der 

Sicherheit durch Koopera-

tion häufig ausser Acht ge-

lassen wird39. Die Prüfung 

der aussenpolitischen Im-

plikationen bei Beschaffungen findet nicht systema-

tisch oder erst bei der Behandlung des Rüstungspro-

gramms statt bzw. am Ende der Beschaffungsphase. 

Im Untersuchungsbericht der parlamentarischen 

Verwaltungskontrolle wird festgestellt, dass Mitar-

beitende in der Beschaffung die relevanten Strategie-

dokumente für die Ausrichtung der internationalen 

Kooperation nicht nennen können40.

Die Bedeutung des Partnerstaats ist sehr hoch, da 

man idealerweise über den gesamten Lebenszyklus 

des Waffensystems hinweg eine längerfristige Bin-

dung eingeht. Auch und insbesondere in Konflikt- 

situationen muss die Schweiz jederzeit auf allfälli-

38	  Bundesrat, 2010b

39	  Parlamentarische Verwaltungskontrolle, 2015

40	  Parlamentarische Verwaltungskontrolle, 2015

ge Ersatzteilbeschaffungen für die Instandhaltung 

zählen können. Die mangelnde Orientierung an der 

Aussenpolitik zeigt sich 

im Expertenbericht zu den 

Kampfflugzeugen, wo ad 

hoc über einen möglichen 

Rüstungsimport aus Russland und China disku- 

tiert wird41. Gemäss einem Bericht der Parlamen-

tarischen Verwaltungskontrolle hat der Bundesrat 

Vorgaben und Handlungsansätze für die Prüfung 

der aussenpolitischen Verträglichkeit von Beschaf-

fungen formuliert42. Ob diese mittlerweile systema-

tisch genutzt werden, ist offen. Im Untersuchungs-

bericht von K. Grüter 

werden weitere Schwach- 

punkte identifiziert. So 

wird die Einhaltung von 

rechtlichen Vorgaben bei 

Auslandsabkommen als 

mangelhaft bezeichnet und 

es wird kritisiert, dass die 

Verträge nicht vollständig zentral hinterlegt sind. 

 

3. Lösungsvorschläge
 

Ziel ist, dass die Rüstungslücken gedeckt und Be-

schaffungen effizient und in bestmöglicher Qualität 

durchgeführt werden. Der sich zuspitzenden Res-

sourcensituation soll mit verstärkter internatio-

naler Beschaffungskooperation begegnet werden. 

Dies wäre in Einklang mit der Beschaffungsstrate-

gie. Zudem soll das Parlament stärker und früher 

einbezogen werden bei der Rüstungsplanung.

41	 	 Begleitgruppe zur Evaluation und Beschaffung 
eines neuen Kampflugzeugs, 2017

42	  Parlamentarische Verwaltungskontrolle, 2015

Trotz den Deklarationen in den Grundlagen-

dokumenten sind bisher fast keine Beschaf-

fungskooperationen eingegangen worden.

Aussenpolitische Überlegungen sind nicht 

stark im Beschaffungsprozess verankert. Als 

Ziel internationaler Kooperation wird die 

Steigerung der Wirtschaftlichkeit hervor-

gehoben, während die Stärkung der Sicher-

heit durch Kooperation häufig ausser Acht 

gelassen wird . 
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Bereits im Bericht von K. Grüter wurden diverse 

Verbesserungsempfehlungen in der Beschaffungs-

praxis erörtert; auf diese wird aber nicht weiter ein-

gegangen. Die untenstehenden Lösungsvorschläge 

beziehen sich auf grössere Beschaffungen, die heu-

te im Rahmen des Rüstungsprogramms beantragt 

werden müssen.

3.1 Einbezug des Parlaments 
bei der Fähigkeitsplanung
MODELL: Das Parlament und die SiK sollen be-

reits in die Fähigkeitsplanung des Armeestabs in-

volviert werden, denn 

ausgehend von den Ent-

scheidungen und Arbeiten 

in dieser Phase werden 

der Masterplan und die 

darauf gründenden Rüs-

tungsprogramme erarbeitet. Durch den früheren 

und stärkeren Einbezug des Parlaments soll dessen 

Verständnis für die Beschaffungsanträge verstärkt 

und eine höhere Transparenz auf beiden Seiten - 

dem Parlament und dem VBS - erreicht werden.

In einem ersten Schritt sollen die SiK während der 

Rüstungsplanungsphase die Erarbeitung der Sze-

narien und die Ermittlung der notwendigen ope-

rationellen Fähigkeiten durch den Armeestab be-

gleiten. Dies, indem die SiK seitens VBS über die 

erlangten Beschlüsse und Meilensteine laufend 

informiert werden und die Möglichkeit erhalten, 

Input zu liefern und Erklärungen einzufordern. 

Die SiK sollen einen Kenntnisstand erlangen, wel-

cher ihnen ermöglicht, die Fähigkeitspriorisierung 

nachzuvollziehen. In einem zweiten Schritt sollen 

die SiK die Fähigkeitspriorisierung zur Kenntnis 

nehmen. Danach erarbeitet der Armeestab wie bis-

her die Gap-Analyse und den Masterplan. Koopera-

tionsmöglichkeiten mit dem Ausland sind ebenfalls 

Bestandteil des Masterplans. Der Masterplan wird 

dann durch die SiK vorberaten und seitens Parla-

ment zur Kenntnis genommen.

Die SiK tragen bei diesem Vorschlag eine grosse 

Verantwortung in einem komplexen Themengebiet. 

Angesichts der Komplexität der Materie soll das 

Parlament bei Bedarf auf ein beratendes Gremium 

von unabhängigen Experten und Departementsver-

tretern (EDA, EDI, EFD, EJPD, UVEK, VBS, WBF) 

zurückgreifen können43. Die Departementsvertreter 

werden durch das jeweili-

ge Departement entsendet 

und die unabhängigen Ex-

perten werden vom Rats-

büro ausgewählt.

Des Weiteren sollen die SiK-Mitglieder in Semi-

naren von Experten innerhalb und ausserhalb der 

Departemente periodisch geschult und informiert 

werden zu relevanten Themen der Rüstungspla-

nung und Rüstungsbeschaffung.

VORTEILE: Aufgrund der Transparenz und dem 

Einbezug in der Vorhabensplanung kann das Par-

lament anstehende Beschaffungen und allfällige 

Risiken bei Belassung der Fähigkeitslücken besser 

nachvollziehen. Dies stärkt die Legitimität und die 

Unterstützung für Beschaffungsanträge. Dank der 

Inputmöglichkeit können mehrheitsunfähige Vor-

schläge im Parlament und im Volk frühzeitig er-

kannt, diskutiert und bei Bedarf angepasst werden. 

43	 Alternativ könnte anstatt der SiK eine Beschaffungskommis-
sion einberufen werden, welche die Fähigkeitsplanung begleitet 
und bei der Priorisierung zuhanden Parlament die Empfehlung 
ausspricht. Diese Beschaffungskommission würde dann das 
Know-How von unabhängigen Experten mit jenem der Departe-
mente sowie der Sicherheitspolitiker im Parlament vereinen. Das 
beratende Expertengremium wäre somit hinfällig. 

Durch den früheren und stärkeren Einbezug 

des Parlaments soll dessen Verständnis für 

die Beschaffungsanträge verstärkt und eine 

höhere Transparenz auf beiden Seiten - Par-

lament und VBS - erreicht werden.
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Durch die frühe Zusammenarbeit der Politik mit 

den Planern vom VBS kann das gegenseitige Ver-

ständnis gestärkt und Missverständnisse aus dem 

Weg geräumt werden. Das Kooperationspotenzial 

mit dem Ausland wird frühzeitig nach der Kennt-

nisnahme der Fähigkeitspriorisierung geprüft.

Bei solch einer vorgezogenen Einbindung in die 

Fähigkeitsplanung besteht das Risiko, dass sich 

die Rüstungsbeschaffungen verzögern durch Politi-

sierung der Anträge zur Kenntnisnahme. Die Ein-

bindung der SiK in den vorgelagerten Phasen der 

Rüstungsplanung soll diesem Risiko entgegenwir-

ken. Die Rückweisungs-

macht der SiK und des 

Parlaments bei der Prio-

risierung bzw. beim Mas-

terplan zwingt sowohl die 

SiK als auch das VBS klar 

zu kommunizieren, das 

Verständnis für die unter-

schiedlichen Ansichten früh zu erlangen und in der 

Planung zu berücksichtigen.

Nebst einer allfälligen Politisierung der Anträge 

besteht das Risiko der Überforderung der Parla- 

mentarier, das beispielsweise ein unbedachtes 

Durchwinken zur Folge haben könnte. Die erfolg- 

reiche Umsetzung dieses Vorschlags bedingt auf 

der einen Seite die Bereitschaft der SiK-Mitglieder, 

mehr Zeit für die Beschaffungsvorbereitung zu in-

vestieren. Auf der anderen Seite ist eine klare Kom-

munikation des VBS erforderlich.

3.2 Verteidigungsdeal – 
eine mehrjährige Beschaffungsfreigabe
MODELL: Diese Empfehlung baut auf dem vor-

hergehenden Vorschlag auf. Das Parlament soll 

aber nicht nur früher in der Beschaffungsplanung 

einbezogen werden, sondern ein Übereinkommen, 

einen sogenannten Verteidigungsdeal, über die Be-

schaffungen der nächsten sechs bis acht Jahre mit-

erarbeiten und per einfachen Bundesbeschluss ge-

nehmigen. Ein solcher Verteidigungsdeal soll nebst 

Rüstungsbeschaffungen auch die damit verbunde-

nen Auswirkungen auf Ausbildung und Organisati-

on im entsprechenden Zeitraum behandeln. Dieser 

Lösungsvorschlag orientiert sich am skandinavi-

schen Modell des Defence Agreement44. 

In einer ersten Phase sollen - wie bereits im Vor-

schlag 1 Einbezug bei der 

Fähigkeitsplanung erläu-

tert - die SiK in die Fähig-

keitsplanung involviert 

werden. Nach Kenntnis-

nahme der Fähigkeitspri-

orisierung durch die SiK 

soll der Masterplan wie 

bisher unter der Hoheit des VBS erarbeitet werden. 

Die SiK beraten den Masterplan, bevor er dem Par-

lament zur Kenntnisnahme vorgelegt wird.

In einer zweiten Phase starten nach Kenntnis-

nahme des Masterplans die Verhandlungen des 

Verteidigungsdeals mit der Aufbereitung der Vo-

rausunterlagen (SIPOL-Bericht, Militärdoktrin, 

Finanzplanung) durch das VBS. Eine speziell ge-

schaffene Beschaffungskommission bestehend aus 

den Vertretern der Departemente (EDA, EDI, EFD, 

EJPD, UVEK, VBS, WBF), je einem Vertreter pro 

Parlamentspartei sowie unabhängigen Experten 

aus dem Inland, verhandeln zusammen den Ver-

44	 https://www.clingendael.nl/sites/default/files/Clingenda-
el_Report_Multi-year_%20Defence_%20Agreements_Septem-
ber2015.pdf

Das Parlament soll aber nicht nur früher 

in der Beschaffungsplanung einbezogen 

werden, sondern ein Übereinkommen, einen 

sogenannten Verteidigungsdeal, über die 

Beschaffungen der nächsten sechs bis acht 

Jahre miterarbeiten und per einfachen Bun-

desbeschluss genehmigen
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teidigungsdeal. Der Parteivertreter kann auch Mit-

glied einer der beiden SiK sein. Wichtig scheint, 

dass die Vertreter der Parlamentsparteien über das 

notwendige Wissen bezüglich Sicherheitspolitik 

verfügen. Diese Kommission soll dann jeweils zu 

Beginn einer Legislatur einberufen werden45. 

Die Basis des Verteidigungsdeals bilden nebst dem 

Masterplan der SIPOL-Bericht und weitere Grund- 

lagendokumente und Studien der Armee. Der Ver- 

teidigungsdeal soll Art und Anzahl der zu be- 

schaffenden Systeme der nächsten sechs bis acht 

Jahre sowie den dafür notwendigen Rahmenkredit 

aufführen. Die Beschaffungskommission soll bei 

Möglichkeit Freigabekriterien für die spätere Ty-

penwahl der vorgeschlagenen Beschaffungen nen-

nen. Bei Bedarf kann die Beschaffungskommission 

dem VBS den Auftrag erteilen, gewisse Aspekte 

der materiellen Befähigung in einer Studie vertieft 

zu prüfen. Die Erkenntnisse daraus werden dann 

in der nächsten Verhandlungsrunde der Beschaf-

fungskommission diskutiert. Bei den Verhandlun-

gen sollen auch Vertreter internationaler Gremien 

(EVA und NATO) oder von Partnerländern kon-

sultativ beigezogen werden, um ermittelte Koope-

rationsmöglichkeiten zu diskutieren. Zudem sollen 

VBS und EDA Experten jeweils die aussenpoliti-

schen Implikationen bei einer angedachten Koope-

ration prüfen und die Erkenntnisse in die Verhand-

lungen des Verteidigungsdeals einfliessen lassen.

Nach Erreichung eines Konsenses mit einer 

Zweidrittelmehrheit innerhalb der Beschaffungs-

kommission wird der Inhalt des Verteidigungsdeals 

45	 Mit diesem breiten Einbezug von unterschiedlichen Stake-
holders hat dieser Vorschlag gewisse Parallelen mit der Be-
schaffungsvorbereitung der Kampfflugzeuge. Nach dem Abstim-
mungs-Nein beim GRIPEN wurde durch Bundesrat Parmelin 
eine Expertengruppe und ein Begleitgremium eingesetzt, um die 
Vorgehensmöglichkeiten zu diskutieren. 

seitens Armeeplanung beurteilt. Auf allfällige Risi-

ken und Konsequenzen der Vorschläge sowie Tra-

de-Offs müssen hingewiesen werden. Die SiK und 

FK sollen im Anschluss daran den Verteidigungsde-

al sowie die Stellungnahme des VBS vorberaten und 

dem Parlament gegenüber eine Empfehlung aus-

sprechen. Der Verteidigungsdeal wird danach dem 

Parlament zur Freigabe per einfachem Bundesbe-

schluss unterbreitet. Nach erfolgter Freigabe wird 

die fachliche Verantwortung für die nachfolgenden 

Schritte der Beschaffung - Spezifikation, Evaluation 

und Typenwahl - dem VBS übergeben. Die Entschei- 

dungshoheit bei der Implementation der geneh-

migten Vorhaben liegt dann beim Bundesrat. 

Das VBS soll während des ganzen Prozesses in stän-

digem Kontakt zu den Parteivertretern stehen, um 

die politische Konsensbildung sicherzustellen. Das 

Parlament wird danach laufend über die erreich-

ten Meilensteine und Entscheide der Beschaffung 

informiert. Die SiK und FK beider Kammern über-

wachen die Einhaltung des Deal-Inhalts. Einmal im 

Jahr sollen Statusmeetings durchgeführt werden. 

Zu diesem Anlass werden die Mitglieder der Be-

schaffungskommission über den Stand der Umset-

zung der freigegebenen Beschaffungen informiert 

und notwendige Anpassungen am Deal-Inhalt wäh-

rend der laufenden Periode werden besprochen 

und initiiert. Dieses Modell des Verteidigungsdeals 

ist nicht zeitlich starr reguliert und kann bei Ver-

änderung der Bedrohungslage in verkürzten Zeit-

abständen neu verhandelt werden.

Bei diesem Modell der Rüstungsbeschaffung gibt 

die Armeeplanung in den frühen Phasen der Rüs-

tungsplanung ein Stück Gestaltungsfreiheit ab; sie 

hat jedoch Einsitz in der Beschaffungskommission 

und kann zuhanden des Parlaments ihre Empfeh-



 12

lung abgeben. Die Parlamentarier tragen in solch 

einem System mehr Verantwortung und werden 

früher und stärker in die Pflicht genommen. Auf 

der einen Seite erhalten sie einen besseren Ein-

blick in die Rüstungsplanung und können Inputs 

liefern. Andererseits müssen sie sich laufend über 

das Thema Rüstungsbeschaffung informieren und 

eine gewisse Risikobereitschaft haben, da sie nach 

der Beschaffungsfreigabe nur noch wenig Gestal-

tungsmacht haben. Dieses Modell verlagert das Ri-

siko hin zur umsetzenden Stelle bzw. zum Bundes-

rat nach Beschaffungsfreigabe. Ein erfolgreiches 

Funktionieren dieses Modells bedingt daher einen 

Kulturwechsel hin zu mehr Risikobereitschaft bei 

gleichzeitiger Transparenz gegenüber dem Parla-

ment.

Dieses Modell besitzt gewisse 

Ähnlichkeiten mit der parla-

mentarischen Initiative Neues 

Verfahren für die Rüstungs-

programme aus dem Jahr 

2005 von Didier Burkhalter 

während seiner Amtszeit als 

Nationalrat46. In beiden Mo-

dellen wird die Beschaffung 

über mehrjährige Rahmenkredite finanziert. Im 

Unterschied zum Vorschlag von Bundesrat Burk-

halter werden aber die politischen Akteure früher 

und stärker involviert bei der Rüstungsbeschaffung. 

Sowohl bei der Fähigkeitspriorisierung als auch 

beim Masterplan nehmen die SiK bzw. nimmt das 

Parlament Stellung mit der Kenntnisnahme. Ob-

wohl sicherheitspolitische Überlegungen im Vor-

dergrund stehen, sind alle relevanten Stakeholder 

in die Beschaffungsvorbereitung involviert. In der 

46	  https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/
geschaeft?AffairId=20050436

Beschaffungskommission erarbeiten sowohl Parla-

mentarier als auch Vertreter der Departemente den 

Verteidigungsdeal und legen mit ihrem Vorschlag 

gemeinsam den Grundstein für die nächsten sechs 

bis acht Jahre.

VORTEILE: Das Modell des Verteidigungsdeals 

verbessert die Prozess-Effektivität durch die frü-

here Einschaltung des Parlaments. Allfällige Un-

klarheiten und Uneinigkeiten werden frühzeitig 

erkannt und bereinigt. Das Parlament verliert sich 

weniger in technischen Details und kann den Fo-

kus auf die strategische Ausrichtung von Beschaf-

fungen lenken. Die stärkere Einbindung und Ver-

pflichtung der Parlamentarier sowie die höhere 

Transparenz schaffen Vertrauen. Ausserdem kann 

das gegenseitige Verständnis zwischen Armee und 

Politik durch den stän-

digen Austausch wäh-

rend den Verhandlun-

gen gefördert werden. 

Mit der Bildung einer 

B e s c h a f f u n g s k o m -

mission wäre, dank 

der Beteiligung der 

Departemente und 

der Parteien, eine breiter gestützte Vertretung der 

relevanten Stakeholder gewährleistet. Das Know-

How einer solchen Kommission entspricht der 

Komplexität der Fähigkeitsplanung. Aufgrund der 

Zusammensetzung von Parlamentariern und De-

partementsvertretern kann die Kommission eine 

Entpolitisierung der Debatte bewirken.

Dank dem politisch freigegebenen Beschaffungs-

auftrag der nächsten sechs bis acht Jahre steigt 

ausserdem die Planungssicherheit für die Armee. 

Die mehrjährige Vorausplanung schafft auch Ver-

Das Modell des Verteidigungsdeals verbes-

sert die Prozess-Effektivität durch die frühe-

re Einschaltung des Parlaments. Allfällige 

Unklarheiten und Uneinigkeiten werden 

frühzeitig erkannt und bereinigt. Das Par-

lament verliert sich weniger in technischen 

Details und kann den Fokus auf die strategi-

sche Ausrichtung von Beschaffungen lenken. 
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trauen bei potenziellen internationalen Partnern. 

Sie erhöht die Attraktivität der Schweiz als Koope- 

rationspartnerin und erleichtert die Zusammenar-

beit mit Partnerländern 

mit ähnlicher Fähigkeits-

priorisierung. Ausserdem 

kann die Zeitüberschnei-

dung der freigegebenen 

Verteidigungsdeals von 

jeweils mindestens zwei Jahren eine gewisse Ent-

politisierung zur Folge haben.

Mit dem Einbezug von Vertretern des EDA in die 

Beschaffungskommission wird die aussenpolitische 

Koordination gestärkt. Das Kooperationspotenzial 

und die aussenpolitischen Implikationen werden 

frühzeitig erkannt, da sie Inhaltsbestandteil des 

Masterplans und des Verteidigungsdeals sind.

3.3 Internationale 
Beschaffungskooperation
MODELL: Bei der Initialbeschaffung von Rüs-

tungsmaterialien soll die internationale Kooperation 

mit anderen Ländern verstärkt gesucht werden. Bis-

her wurde zumeist nur bei Folgebeschaffungen bzw. 

Ersatzteilbeschaffungen 

eine Kaufgemeinschaft mit 

einem anderen Land ange-

strebt. 

Die Möglichkeit einer ge-

meinsamen Beschaffung 

von Rüstungsmaterial mit 

einem oder mehreren Partnerländern in Clustern soll 

im heutigen Prozess der Fähigkeitsplanung stärker 

berücksichtigt werden. Sowohl die SiK, die Aussen-

politischen Kommissionen (APK) oder eine allfällig 

neu geschaffene Beschaffungskommission sollen 

über den Stand der Abklärungen seitens VBS infor-

miert werden.

Partnerländer mit ähnlichen 

Beschaffungslücken bzw. 

Entwicklungszielen sollen 

direkt oder über internatio-

nale Gremien ermittelt und 

kontaktiert werden. 

Bei Kaufgemeinschaften, vor allem in der Rüstungs-

beschaffung, ist Vertrauen die Grundlage einer er-

folgreichen Zusammenarbeit. Dieses Vertrauen 

kann auf diversen Faktoren beruhen, doch wichtig 

scheinen dabei ein gemeinsames Verständnis von 

Sicherheit und eine ähnliche politische Kultur.

Es wird daher empfohlen, dass die Schweiz bei 

Möglichkeit mit neutralen Staaten oder den Nach-

barstaaten solch eine Kooperation sucht. So soll 

die Schweiz stärker über die europäische Verteidi-

gungsagentur (EVA) mit den europäischen Staaten 

bei der Rüstungsbeschaffung zusammenarbeiten. 

Hierzu soll die Schweiz prüfen, ob und inwiefern die 

Armeeplaner des VBS die Erarbeitung des Capability 

Development Plan (CDP) 

durch die EVA begleiten 

können, um frühzeitig Ko-

operationsmöglichkeiten 

zu ermitteln. Denn im CDP 

werden die Weichen für ge-

meinsame Projekte gestellt 

und er wird jeweils von den 

Verteidigungsministerien freigegeben. Die Sicher-

heitsumgebung sowie die vorliegenden Fähigkeiten 

und Fähigkeitslücken im mittel- und langfristigen 

Zeithorizont werden analysiert bzw. identifiziert und 

priorisiert. Die seit dem Brexit sich ankurbelnde Ko-

Die Möglichkeit einer gemeinsamen Be-

schaffung von Rüstungsmaterial mit einem 

oder mehreren Partnerländern in Clustern 

soll im heutigen Prozess der Fähigkeitspla-

nung stärker berücksichtigt werden. 

Bei Kaufgemeinschaften, vor allem in der 

Rüstungsbeschaffung, ist Vertrauen die 

Grundlage einer erfolgreichen Zusammen-

arbeit. Dieses Vertrauen kann auf diversen 

Faktoren beruhen, doch wichtig scheinen 

dabei ein gemeinsames Verständnis von Si-

cherheit und eine ähnliche politische Kultur.
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operationsbewegung im Verteidigungsbereich kann 

sich positiv auswirken auf die Position der EVA als 

europäischer Koordinationskanal für Beschaffungs-

kooperation. Jedoch ist der Mehrwert einer brei-

teren Beteiligung an der EVA davon abhängig, wie 

umfassend und transparent die Mitgliederstaaten 

die EVA über ihre Fähigkeiten bzw. Fähigkeitslücken 

informieren. 

Ein weiterer möglicher Kanal für die Ermittlung 

von Rüstungskooperationsmöglichkeiten ist die 

NATO. Die Schweiz soll prüfen, ob und inwiefern 

Armeeplaner des VBS die NATO-Fähigkeitsplanung 

- den NATO Defence Planning Process (NDPP) 

-  begleiten können. Die jährliche Aktualisierung 

des Managementplans der Conference of National 

Armaments Directors (CNAD), der die Ziele und 

Prioritäten der Gemeinschaft definiert, soll eben-

falls beobachtet werden. Im Gegensatz zur EVA 

fokussiert sich die NATO im NDPP aber auf einen 

eher kurz- und mittelfristigen Zeithorizont. 

Als ein unterstützender internationaler Kanal kann 

bei grösseren Beschaffungen die Organisation Con-

jointe de  Coopération en matière d’Armement 

(OCCAR) benutzt werden. Die OCCAR ist eine 

intergouvernementale Plattform, die europäische 

Rüstungsprogramme steuert und verwaltet mit dem 

Ziel der höheren Effizienz und Kostensenkung. Da-

bei wird teils auch mit der  EVA kooperiert, indem 

diese beispielsweise Projekte anstösst und dann zur 

Verwaltung der OCCAR übergibt. Aktuell werden 13 

Beschaffungsprojekte verwaltet. Die Schweiz ist kein 

OCCAR Mitglied, kann aber als neutraler Staat und 

Nichtmitglied ebenfalls gemeinsame Beschaffungen 

abwickeln lassen, wie dies bereits die neutralen Staa-

ten Schweden und Finnland tun.

Um das Vertrauen zu stärken, soll die Schweiz immer 

die grösstmögliche Transparenz gegenüber ermittel-

ten potenziellen Kaufpartnern zeigen, um sich als 

vertrauenswürdiger Kooperationspartner zu posi- 

tionieren. Dies, indem offen über den Beschaffungs-

prozess inklusive Meilensteine, die Zeitplanung 

sowie das Budget kommuniziert wird. Als Informa-

tionskanal für ausländische Partner sollen weiterhin 

die Rüstungspläne, Anforderungen und die zeitliche 

Planung der Schweiz in die CODABA Datenbank 

übertragen werden. Aufgrund der Vorlaufzeiten bei 

der Beschaffungsplanung ist es wichtig, dass die mit-

tel- und langfristigen Beschaffungspläne mit den po-

tenziellen Kaufpartnern geteilt werden. Ausserdem 

soll der parlamentarische Austausch in den parla-

mentarischen Versammlungen der NATO und der 

EU gestärkt werden, um Vertrauen herzustellen und 

die Beziehungen zu vertiefen.

Die Herausforderungen bei Kaufgemeinschaften 

sind das Finden einer gemeinsamen Anforderungs-

basis sowie unterschiedliche nationale Prozesse und 

Zeitplanungen in der Rüstungsbeschaffung. Ein ge-

wisses Entgegenkommen und Harmonisieren von 

Prozessen und Anforderungen wird nötig sein für 

den erfolgreichen Abschluss einer Beschaffung. 

Diesbezüglich besitzt das oben vorgeschlagene Mo-

dell Verteidigungsdeal aufgrund der früheren Frei-

gabe mehr Flexibilität in der Gestaltung des Beschaf-

fungsprozesses. Ausserdem kann das Modell des 

Verteidigungsdeals aufgrund der politischen Zusi-

cherung von mehrjährigen Beschaffungsplänen den 

ausländischen Partnern gegenüber mehr Planungs-

sicherheit signalisieren.

VORTEILE: Durch das grössere Beschaffungsvo-

lumen hat die Schweiz als Mitkäuferin eine bessere 

Verhandlungsposition und kann so Preissenkungen 

erzielen. In späteren Phasen kann die Nutzung glei-
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cher Rüstungsobjekte 

beim Unterhalt und bei 

Ersatzteilbeschaffungen 

von Kostenvorteil sein. 

Ausserdem steht ein 

grösseres Know-How zur 

Verfügung, was insbeson-

dere bei komplexeren Be-

schaffungen von Vorteil 

ist. Gemeinsame Beschaffungsprojekte stärken zu-

dem ohne Beeinträchtigung der nationalen Souverä-

nität die aussenpolitischen Bindungen, die ausgebaut 

werden können in anderen Sektoren.

 

Erfolgreiche Kooperationsbeispiele

bei der Beschaffung:

Finnland und Estland: 3D-Radarsysteme mittlerer 

Reichweite von Thales-Raytheon Systems (2009)

Finnland und Estland: Südkoreanische  K9 Thunder 

Howitzer (noch nicht abgeschlossen)

Norwegen und Deutschland: U-Boote von Thyssen-

krupp (noch nicht abgeschlossen)

Deutschland, Frankreich, Spanien, Türkei, UK, Belgien 

und Luxemburg: A400M Transportflugzeug (2003)�n/a

3.4 Kooperatives 
Lebenszyklus- 
management
MODELL: Die Schweiz 

soll die Zusammenarbeit 

mit anderen Staaten im 

Bereich des Lebenszy-

klus-Management ver-

stärken. Bei einer Be-

schaffungskooperation soll dies immer zusätzlich 

angestrebt werden. Die Bildung einer solchen Ge-

meinschaft kann aber auch unabhängig von einer 

gemeinsamen Beschaffung stattfinden. Ein Grossteil 

der gesamten Lebenszyk-

lus-Kosten eines Waffensys-

tems ist zumeist beim Be-

trieb und der Instandhaltung 

zu orten; die Instandhaltung 

beinhaltet u.a. die Wartung, 

den Kauf von Ersatzteilen 

und Upgrades. Mit Finnland 

gibt es beispielsweise zusätz-

liches Kooperationspotenzial, da dort nebst dem F/A 

18 noch weitere Rüstungsobjekte im Arsenal geteilt 

werden (Kampfpanzer Leopard II, die Panzerhaubit-

ze M109 sowie der Grenadierpanzer CV90).

Da mit der vertraglichen Vereinbarung der gemein-

samen Instandhaltung eine im Vergleich zur Kaufge-

meinschaft längerfristige Bindung eingegangen wird, 

ist das gegenseitige Vertrauen noch bedeutender. Bei 

einer solchen Kooperation wären die neutralen Staa-

ten Finnland, Schweden und Österreich die idealen 

Partner. Eine weitere wichtige Rahmenbedingung 

für die Schweiz ist die Beachtung der nationalen Sou-

veränität. Entscheidungsmechanismen und Prozesse 

in der Zusammenarbeit, die diese respektieren, sind 

vertraglich festzulegen. Im Einklang mit dem Sou-

veränitätsanspruch soll zu-

dem beachtet werden, dass 

sich die Schweiz immer das 

notwendige Know-How an-

eignet und bewahrt. Die Ko-

operation bei der Wartung 

ist am problematischsten. 

Dort ist mit einem Opt-Out 

sicherzustellen, dass man 

in Konfliktsituationen mit Beteiligung des Koope-

rationspartners als neutraler Staat keine Wartungs-

arbeiten tätigt.

Durch die stärkere und geteilte Nutzung der 

Infrastruktur sowie das höhere Volumen bei 

der Ersatzteilbeschaffung können Kosten 

eingespart werden. Ausserdem kann auf ein 

breiteres Know-How zurückgegriffen werden. 

Mit aussen- und sicherheitspolitisch wichtigen 

Partnerstaaten kann so die Beziehung vertieft 

werden.

Da mit der vertraglichen Vereinbarung der 

gemeinsamen Instandhaltung eine im Ver-

gleich zur Kaufgemeinschaft längerfristige 

Bindung eingegangen wird, ist das gegensei-

tige Vertrauen noch bedeutender. Bei einer 

solchen Kooperation wären die neutralen 

Staaten Finnland, Schweden und Österreich 

die idealen Partner. 
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VORTEILE: Durch die stärkere und geteilte Nut-

zung der Infrastruktur sowie das höhere Volumen 

bei der Ersatzteilbeschaffung können Kosten ein-

gespart werden. Ausserdem kann auf ein breiteres 

Know-How zurückgegriffen werden. Mit aussen- 

und sicherheitspolitisch wichtigen Partnerstaaten 

kann so die Beziehung vertieft werden.

4.Schlussfolgerung 
Die Rüstungsbeschaffung der Schweiz steht vor He-

rausforderungen, die sich in den nächsten Jahren 

verschärfen werden, wenn 

nicht gehandelt wird. Der 

Blick über die Landes-

grenze zeigt aber, dass die 

Schweiz nicht das einzige 

Land ist mit Problemen 

bei der Rüstungsbeschaf-

fung. Dies unterstreicht 

die Komplexität der The-

matik und deutet darauf 

hin, dass sich hierfür keine 

einfachen Lösungen präsentieren.

Dieses vorliegende Diskussionspapier schlägt vier 

Lösungswege vor. Der erste Vorschlag empfiehlt 

den frühen Einbezug des Parlaments in der Fähig-

keitsplanung. Die SiK sollen die Armeeplanung bei 

den Arbeiten bis zur Fähigkeitspriorisierung be-

gleiten und Input geben können. Danach erfolgt 

die Kenntnisnahme seitens SiK und Parlament der 

Fähigkeitspriorisierung bzw. des daraus abgeleite-

ten Masterplans, welcher 

auch die Kooperationsab-

klärung mit dem Ausland 

beinhaltet.

Als zweite Optimierungsmassnahme wird die Ein-

führung eines Defence Agreement-Modells analog 

zu Schweden und Dänemark vorgeschlagen. Dieser 

Vorschlag baut auf dem vorhergehenden Modell auf 

und sieht eine Anpassung der Rüstungsplanung und 

-beschaffung vor. Nachdem die Fähigkeitspriorisie-

rung und der Masterplan durch die SiK bzw. das Par-

lament zur Kenntnis genommen worden sind, sollen 

zu Beginn einer Legislatur die Beschaffungen der 

nächsten sechs bis acht Jahre durch eine Beschaf-

fungskommission verhandelt werden. 

Die Beschaffungskommission besteht aus einem 

Vertreter pro Parlaments-

partei, unabhängigen Ex-

perten und Vertretern des 

EDA, EDI, EFD, EJPD, 

UVEK, VBS und WBF. Der 

Kommissionsvorschlag 

soll dann seitens Armee-

planung beurteilt und dem 

Parlament zur Genehmi-

gung in Form eines einfa-

chen Bundesbeschluss vor-

gelegt werden. Das VBS ist dann fachlich zuständig 

für die Umsetzung der freigegebenen Beschaffungen.

Drittens soll geprüft werden, inwiefern die Armee-

planung die Fähigkeitsplanung der EVA und NATO 

begleiten können, um Kooperationsmöglichkeiten 

mit dem Ausland frühzeitig zu erkennen. Zudem 

soll die Schweiz gegenüber potenziellen Beschaf-

fungspartnern ihre mittel- und langfristigen Be-

schaffungspläne aktiv kommunizieren. 

Viertens soll die Schweiz 

auch vermehrt bei der 

Instandhaltung von Rüs-

tungsware mit Partnerstaaten kooperieren.

Der stärkere und frühere Einbezug der Politik 

in der Rüstungsplanung und -beschaffung kann 

das Verständnis und das Vertrauen bei allen 

Stakeholdern der Rüstungsbeschaffung för-

dern. Mit der Einführung einer breit gestützten 

Beschaffungskommission, welche den Verteidi-

gungsdeal erarbeitet, sowie die Genehmigung 

in Form eines einfachen Bundesbeschluss 

kann eine Entpolitisierung der Debatte erreicht 

werden.

Die mehrjährige Beschaffungsfreigabe macht 

die Schweiz zu einem attraktiven Kooperati-

onspartner im Ausland. 
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Der stärkere und frühere Einbezug der Politik in der 

Rüstungsplanung und -beschaffung kann das Ver-

ständnis und das Vertrauen bei allen Stakeholdern 

der Rüstungsbeschaffung fördern. Mit der Einfüh-

rung einer breit gestützten Beschaffungskommissi-

on, welche den Verteidigungsdeal erarbeitet, sowie 

die Genehmigung in Form eines einfachen Bundes-

beschlusses kann eine Entpolitisierung der Debat-

te erreicht werden. Mögliche Kooperationschan-

cen mit dem Ausland werden frühzeitig erkannt 

durch die Institutionalisierung dieses Aspekts in 

den Abklärungen bis hin zum Verteidigungsdeal. 

Die mehrjährige Beschaffungsfreigabe macht die 

Schweiz zu einem attraktiven Kooperationspartner 

im Ausland. Beschaffungskooperationen vertiefen 

die aussenpolitischen Beziehungen und können 

Kosten senken bei der Beschaffung und Instand-

haltung.
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